
Über die Erbschaft-
steuer werden  
gefährliche Halb-
wahrheiten erzählt

J
etzt trommeln auch die Gewerkschaften wieder für 
Vermögensteuern. Sie sind sich mit Linken, SPD und 
Grünen einig. Reiche sollen stärker zur Kasse gebe-
ten werden. Gemeint sind auch die Familienunter-
nehmerinnen und -unternehmer. Bemerkenswert ist 
der Zeitpunkt, zu dem die Forderung erhoben wird. 

Viele Unternehmen kämpfen gegen einen noch nie dagewesenen 
Kostenanstieg, nicht nur bei Energie. Mancherorts droht Stellen -
abbau. Wer in dieser Lage die Substanz unternehmerischen Tuns 
stärker belasten will, verunsichert gerade diejenigen, die investie-
ren möchten. 

In Deutschland wird ein Popanz aufgebaut. Es ist eine Mär, 
dass Unternehmen und deren Eigentümer wenig Steuern zahlen. 
90 Prozent aller Unternehmen sind Familienunternehmen. Für sie 
ist Deutschland ein Höchststeuerland. Unter 21 Industrieländern 
steht Deutschland auf Platz 20, rangiert damit in puncto Steuerat-
traktivität unter ferner liefen. Dennoch wird unentwegt behauptet, 
Unternehmer zahlten in unserem Land zu wenig Steuern. 

Familienunternehmer werden schnell zu „Superreichen“ abge-
stempelt. Geht es nach einigen Parteien, sollen es Vermögensteuer 
und höhere Erbschaftsteuer richten. Zutreffend ist: Zahlreiche 
 Familienunternehmer haben hohe Werte geschaffen. Doch diese 
Werte stecken fast ausschließlich in der Substanz der Firmen. Eine 
Studie der Stiftung Familienunternehmen belegt: Zwei Drittel des 
Vermögens der wohlhabendsten Menschen in Deutschland sind in 
betrieblichem Vermögen gebunden. Sie sind in Arbeitsplätzen, 
 Fabrikhallen, Maschinen und Patenten investiert. Kontinuität über 
Generationen hinweg spielt hierzulande im Vergleich zu vielen an-
deren Nationen eine große Rolle. Davon zieht unsere Gesellschaft 
beträchtlichen Nutzen, was die Akzeptanz des besonderen 
 Unternehmenstypus erforderlich macht. Oder wollen wir, dass 
 Private-Equity-Fonds oder Staatsfonds das Zepter übernehmen? 

GASTKOMMENTAR RAINER KIRCHDÖRFER

Auf dem Spiel stehen Erfolgsgeschichten wie diese: Ein schwä-
bischer Maschinenbauer setzte im Jahr 1950 gut eine Million Mark 
um – damals mit 145 Mitarbeitern. Heute hat dieses Familienunter-
nehmen weltweit mehr als 17 000 Beschäftigte, die Hälfte davon in 
Baden-Württemberg, und erwirtschaftet Erlöse von mehr als vier 
Milliarden Euro. Die stürmische Entwicklung des Laserspezialisten 
Trumpf, der in diesem Jahr sein 100-jähriges Bestehen feiert, ist 
zum Glück kein Einzelfall. Deutschland besitzt eine Reihe großer, 
international tätiger Familienunternehmen, die seit Generationen 
bestehen und auf ihren Gebieten Weltmarktführer sind. 

Unternehmen wie Trumpf sind in der Regel nicht an der Börse, 
sondern finanzieren ihr Wachstum aus ihren Gewinnen. Das ist 
möglich, weil der Gesetzgeber für das Vererben betrieblichen Ver-
mögens besondere Regeln vorsieht. Verbunden sind damit Aufla-
gen wie etwa der Erhalt von Arbeitsplätzen über eine Mindestdauer 
von sieben Jahren, denen sich Firmenerben unterwerfen. Damit 
soll der Fortbestand des Unternehmens gesichert werden und wird 
die Ausnahme von der Erbschaftsteuer zurecht begründet. 

Dieser Zusammenhang wird oft ausgeblendet. Parteien 
 sprechen sich dafür aus, das Aufkommen der Erbschaftsteuer 
durch  eine „Flat Tax“ zu erhöhen. Wenn alle Erbschaften pauschal 
mit  einem niedrigen Steuersatz von etwa zehn Prozent besteuert 
 würden, schmerze das niemanden, so die Befürworter. Doch das  
ist falsch. Denn es belastet die Investitionsmöglichkeiten der 
 Familienunternehmen gewaltig. Übersehen wird auch, dass das 
Erbschaftsteueraufkommen in Deutschland stark gestiegen ist.  
Seit 2013 hat es sich verdoppelt. Es ist keinesfalls sicher, dass ein 
pauschaler Niedrigsteuersatz von zehn Prozent das heutige Erb-
schaftsteueraufkommen überhaupt sichert. Die Erfahrungen in der 
Steuerpolitik zeigen leider auch, dass niedrige Sätze nicht lange 
niedrig bleiben. 

Der deutsche Fiskus hält bei der Erbschaftsteuer jetzt schon 
die Hand auf. Davon zeugen auch Fälle von Familienunternehmen 
wie Tengelmann und Knorr-Bremse, in denen nach Medienberich-
ten hohe Erbschaftsteuern anfallen. Die „Flat Tax“ könnte zu noch 
höheren Belastungen führen. Deren Befürworter geben zwar vor, 
man könne ja die Steuerschuld stunden. Die Steuern könnten über 
zehn Jahre abbezahlt werden. Doch dies ändert nichts daran, dass 
bei den Banken die Kreditfähigkeit des Unternehmens für Investi-
tionen gewaltig sinkt. Das Kapital fehlt für die Transformation und 
zur Bewältigung von Krisen. 

Es ist auch eine Legende, dass Deutschland die Nachkommen bei 
der Erbschaftsteuer besonders günstig stellt. Das machen vielmehr 
andere Länder. Schweden, Österreich, die Slowakische Republik 
oder etwa Portugal haben die Erbschaftsteuer ganz abgeschafft. In 
vielen Ländern werden betriebliche Vermögen bei der Übertragung 
an nahe Angehörige von der Steuer vollständig befreit: Dänemark, 
Frankreich, Irland, Polen, das Vereinigte Königreich, Ungarn, der 
Schweizer Kanton Zürich und die USA erheben bei betrieblichen 
Vermögen von Ehegatten keinerlei Erbschaftsteuer. Deutschland 
ist insoweit auch beim Vererben von Betriebsvermögen ein Höchst-
steuerland. 

Während manche Dax-Konzerne ihr Wohl längst im Ausland 
suchen, stehen Familienunternehmen zum Heimatmarkt. Die Poli-
tik in Deutschland und Europa macht ihnen das immer schwerer. 
Wir sollten besser dafür sorgen, dass sich Unternehmersein in 
Deutschland noch lohnt. n

Die Rufe nach höheren Steuern für Reiche und Unternehmen 
werden wieder lauter – die Argumente der Befürworter 
 dadurch aber nicht besser. Sorgen wir lieber dafür, das sich 
Standorttreue und Innovationskraft weiter lohnen.
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STANDPUNKTE

RAINER KIRCHDÖRFER, 64  
ist Vorstand der Stiftung Familienunternehmen und Politik F
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Und jetzt  
die Beschaffer, 
Herr Pistorius!

Seit Wochen brodeln die Gerüchte im 
politischen Berlin. Wen wird der neue 
Verteidigungsminister aus dem Amt ent-
lassen – wie wird er die personell verur-
sachten Probleme seines Hauses lösen? 
Nun gibt es erste Gewissheiten. Boris Pis-
torius (SPD) leitet den Wechsel ein: Coro-
nageneral Carsten Breuer wird General -
inspekteur. Ein Vertrauter des Ministers, 
Nils Hilmer, rückt als Staatssekretär auf. 
Sinnvolle Personalien – und doch können 
sie nur der Anfang gewesen sein. 

Der neue Bericht der Wehrbeauftrag-
ten Eva Högl (SPD) beweist es. Er zeigt 
die nach wie vor mangelhaften Zustände 
in der Bundeswehr. Ausrüstungslücken 
haben sich nach den Waffenlieferungen 
an die Ukraine sogar noch vergrößert. 
Gleichzeitig ist 2022 kein Cent aus dem 
Sondervermögen abgeflossen, um für 
 Ersatz zu sorgen. Nicht umsonst fordert 
Högl deshalb einen stetigen Transparenz-
bericht über die ministerialen Entschei-
dungswege bei der Beschaffung. 

Die Erwartungen der Truppe sind 
riesig, noch größer ist das Misstrauen. 
Pistorius sollte deshalb auch diejenigen 
Posten neu besetzen, die bisher durch 
 Intransparenz und Verzögerungen aufge-
fallen sind. Bislang allerdings bleiben der 
dafür zuständige Staatssekretär und sein 
oberster Beschaffer weiter im Amt. n

KORRESPONDENT BERLIN  
MAX BIEDERBECK-KETTERER

Verteidigungsminister Boris Pistorius 
beginnt, das Personalkarussell  
zu drehen. Er könnte ruhig noch  
mehr Schwung holen. 

Bei Galeria hat 
auch die Politik 
versagt

Robert Habeck war in Retterlaune: 
 Corona habe dem Einzelhandel zugesetzt. 
„Daher haben wir entschieden, dass der 
Wirtschaftsstabilisierungsfonds Galeria 
Karstadt Kaufhof erneut unter die Arme 
greift“, sagte der Bundeswirtschaftsminis-
ter vor gut einem Jahr. Inzwischen zeigt 
sich, was die Rettungsaktion gebracht hat: 
nichts. Galeria hat Insolvenz angemeldet 
und wird Dutzende Filialen schließen, 
Tausende Mitarbeiter verlieren ihre Jobs. 
Und die insgesamt 680 Millionen Euro 
Staatshilfe, die unter Habeck und seinem 
Vorgänger Peter Altmaier an Galeria flos-
sen, sind zum großen Teil weg. 

Von Anfang an hatten Experten davor 
gewarnt, überkommene Geschäftsmodelle 
künstlich am Leben zu halten. Während in 
wachstumsstarken Firmen Arbeits kräfte 
fehlten, wurden Jobs bei Galeria konser-
viert und nötige Strukturreformen in den 
Innenstädten verschleppt. Selbst hand-
werklich waren die Hilfen schlecht 
 gemacht: Warum musste Galeria-Eigen -
tümer René Benko keine seiner Immo -
bilien als Sicherheit für die Rettungs -
millionen verpfänden? Nicht nur bei 
Galeria wurde so Geld verpulvert. Auch 
Hilfsempfänger wie die Handelsketten 
 Orsay und Görtz meldeten Insolvenz an. 
Politiker in Retterlaune? In der Regel heißt 
das: Es wird  teuer – und hilft wenig. n

REDAKTEUR BLICKPUNKTE  
HENRYK HIELSCHER

Beim Versuch, die Warenhauskette 
Galeria zu retten, ist die Politik spek-
takulär gescheitert. Der Fall illustriert 
die Tücken staatlicher Hilfen. 

Es braucht 
 Augenmaß 
statt Ideologie

Die Herausforderung ist groß: Gebäude 
stehen für rund 40 Prozent des Energie-
verbrauchs innerhalb der Europäischen 
Union (EU). Jedes dritte Gebäude ist 
mehr als 50 Jahre alt. Will die EU also bis 
2050 Klimaneutralität erreichen, muss sie 
an die Gebäude ran. Nur wie? 

Schon heute gibt es ein Wirrwarr an 
Regeln, auf EU- und auf nationaler Ebene. 
Die künftigen Vorgaben sind noch unkla-
rer. Selbst das jüngste deutsche Aufreger-
thema „Heizungsverbot“ ist noch gar 
 keine beschlossene Sache. 

Der aktuelle Beschluss des EU-Par -
laments wird wenig an der Verwirrung 
 ändern. Dabei geht es hier ums große 
Ganze, nämlich die Energieeffizienz. 
Wohngebäude müssen demnach in zwei 
Stufen (2030 und 2033) eine bestimmte, 
schrittweise höhere Energieeffizienz er-
reichen. Als „Sanierungszwang“ wird das 
teils heftig kritisiert. Doch noch ist auch 
hier nichts entschieden. Jetzt dürfen erst 
mal die EU-Staaten mitreden. So wird viel 
Zeit vergehen. Zeit, die wir nicht haben.

Derweil müssen Immobilieneigentü-
mer, oft schon älter, planen und entschei-
den. Wenn die EU-Kommission ihren Mix 
unterschiedlichster Regeln für Gebäude 
zum Prinzip erklärt, geht das an dieser 
Lebenswirklichkeit vorbei. Nötig wäre 
Planungssicherheit – und das bald. n

RESSORTLEITER WIWO COACH 
NIKLAS HOYER

Das EU-Parlament will Immobilien -
eigentümer zu Sanierungen drängen. 
Doch noch ist nichts final beschlossen 
– und das ist ein Problem.
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